Erste allgemeine Hinweise für Einwände und Anregungen zum B-Plan 1-67 VE (in Klammer jeweils Seiten der Begründung, die ihr für genauere Argumentation heranziehen könnt)

· Die Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet ist positiv.

· Ich begrüße, dass das Baurecht im Hof der Lehrter Straße 27-30 – Wiederherstellung der Remise aus Gründen des Denkmalschutzes – nicht mehr Gegenstand des B-Plans ist.

· Die bauliche Dichte ist insgesamt zu hoch, deshalb werden bei diesem Städtebaulichen Entwurf/B-Plan nicht genug Freiflächen und Spielflächen (private und öffentliche) für die neuen Einwohner geschaffen. (S. 11, 12, 98, 99, 150)

· Die notwendigen öffentlichen Spielflächen sollten nicht außerhalb des Gebietes liegen, denn der Spielplatz im Zellengefängnispark ist bereits eine Ausgleichsmaßnahme – wie auch der bahnbegleitende Döberitzer Grünzug – und kann deshalb nicht zum Ausgleich herangezogen werden, auch wenn er aufgewertet wird. (S.73)

· Ich möchte folgende Anregung für die Gestaltung des außerhalb des Gebietes liegenden Grünzugs geben und Sie bitten, das im weiteren Verfahren zu berücksichtigen: Anpflanzen von einer Baumallee und von vielen verschiedenen Gehölzen, die dem Vogelschutz dienen, sowie Vegetation, die Lebensräume für Insekten bietet. Dazu sollte es auch wieder eine Bügerbeteiligung geben.

· Es ist nicht nachvollziehbar, warum Sie in der Begründung behaupten, dass die naturschutzrechtlichen Eingriffe durch die Dachbegrünung vollständig ausgeglichen werden. (S. 74, 77, 144)

· Hier wird ein 50 Jahre altes Baurecht, das für die Fläche theoretisch besteht, herangezogen, obwohl schon vor 50 Jahren andere Nutzungen wie z.B. die Eisenbahnerlandwirtschaft einen höheren Wert geschaffen haben, sowohl naturschutzrechtlich (als Kaltluftentstehungs​gebiet), als auch für die Erholung (Schutzgut Mensch). Dass diese Bereiche nicht als Kleingärten geschützt waren, ändert nichts an ihrer tatsächlichen Funktion. (S. 15, 39, 60, 65, 86)

· Ich halte es für sinnvoll und notwendig, dass die Kita innerhalb des Gebietes entsteht.

· Ich bin nicht damit einverstanden, dass bei der Berechnung der Zahl der zu erwartenden Kinder, nicht nur die Studentenwohnungen, sondern auch die 1- und 2-Zimmer-Eigentumswohnungen herausgerechnet werden, so dass tatsächlich unverständlicherweise weniger neue Einwohner als neue Wohnungen herauskommen. Auf diese wird dann der Versorungsschlüssel von 75% angerechnet.

· Im städtebaulichen Vertrag sollte:

· 1. mindestens die Quote des Berliner Modells der kooperativen Baulandentwicklung von 25% preisgünstiger Wohnungen eingehalten werden, die im B-Plan unterschritten wird. (S. 18)

· 2. eine soziale Durchmischung über das gesamte Gebiet festgelegt werden, anstatt ein soziales „Geringverdiener-Ghetto“ innerhalb des Gebietes rechtlich festzulegen und zudem die Mietwohnungen auch noch ausdrücklich als Schallschutz für die Eigentumswohnungen durch die festgelegte Baureihenfolge zu missbrauchen. (S. 83, 121, Textliche Festsetzung 10+11)

· Der Anteil an familiengerechten größeren Wohnungen ist zu gering.

· Das Heranbauen des hinteren Riegels im Norden des Gebietes bis an die Grundstücksgrenze Lehrter Straße 26a-30 nehme ich nicht hin, da für die bereits dort Wohnenden sich die Belichtungssituation verschlechtert. (S. 105) Nicht einmal im Besonnungsgutachten wird die Situation der existierenden Nachbarschaft behandelt.

· Der sog. Stadtplatz ist viel zu klein und zusätzlich von Winden durch das Hochhaus belastet.

· Die Behauptung, dass das 18stöckige Hochhaus sich in das Stadtbild (Landschaftsbild) einfügen würde, kann ich nicht nachvollziehen. (66,67)

· Es ist nicht nachvollziehbar, warum in der Begründung eine Verkehrszählung von 2005 (vor Eröffnung des Hauptbahnhofs! herangezogen wird. (S. 70)
